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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/4384 — 


Nutzung von Stasi-Akten durch Sicherheitsbehörden 


Die nachfolgenden Fragen beziehen sich, sofern nichts anderes verdeut- 
licht wird, jeweils auf die Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden 
des Bundes sowie - nach Kenntnis der Bundesregierung - der Bundes- 
länder (nachfolgend; „Behörden" genannt). Im Anschluß an die knapp 
ausgefallene Antwort der Bundesregierung in Drucksache 12/2161 fra- 
gen wir erneut nach einem kleinen Ausschnitt der seinerzeit angespro- 
chenen Sachverhalte, nachdem die erste Aufbauphase der Behörde des 
Bundesbeauftragten abgeschlossen ist und somit Kapazitäten zur Beant- 
wortung vorhanden sein sollten. 

1. Welche Behörden haben gegenüber dem Bundesbeauftragten für 
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
(BStU) die Existenz von (welchen?) bei ihnen befindlichen Unter- 
lagen entgegen § 7 StUG (Stasi-Unterlagen-Gesetz) (warum?) noch 
nicht angezeigt? 


Nach den vorliegenden Erkenntnissen sind die Bundesbehörden 
ihrer Anzeigepflicht gemäß § 7 StUG in vollem Umfang nach- 
gekommen. 


2. a) Welche Behörden haben entgegen § 8 Abs. 1 StUG (welche?) bei 
ihr befindlichen Unterlagen (warum?) nicht an den BStU heraus- 
gegeben? 

b) Welche Behörden haben je wieviel Stück Duplikate zurück- 
behalten? 

c) Welche Behörden haben (warum?) wie viele Originalakten zu- 
rückbehalten? 


a) Bundesbehörden haben in ihrem Besitz befindliche 

Unterlagen fast vollständig an den BStU herausgege- 
ben. Zu den wenigen bei den Sicherheitsbehörden ver- 
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bliebenen Unterlagen sind beim BStU Ersuchen nach 
§ 25 i. V. m. § 8 Abs. 2 StUG gestellt worden. 

b) und c) Alle Behörden haben die bei ihnen vorhandenen 
Unterlagen beim BStU angezeigt (vergleiche Antwort 
zu Frage 1). Soweit sie gemäß § 8 Abs. 2 StUG Dupli- 
kate oder Originalakten zurückbehalten haben, ist dies 
im Einvernehmen mit dem BStU erfolgt. Eine geson- 
derte Aufstellung über die Anzahl wird weder bei den 
Bundesbehörden noch beim BStU geführt. Zahlenan- 
gaben sind daher in der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht zu ermitteln. 


3. a) Trifft die Darstellung des SPIEGEL Nr. 48/1992 Seite 16 zu, 
wonach sich bei den Sicherheitsbehörden des Bundes und ggf. 
auch der Länder mehr als 50 Meter Akten der ehemaligen MfS- 
„ Hauptabteilung Aufklärung" befinden (was die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort auf meine schriftliche Frage Nr. 120 vom 
11. Dezember 1992 - Drucksache 12/4059 - noch nicht beantwor- 
tet hat)? 

b) Wie gedenkt die Bundesregierung den BStU in seinen Rechten 
gemäß § 8 StUG zu unterstützen, nachdem dieser in der 47. Sit- 
zung des Innenausschusses des Deutschen Bundestages am 
9. Dezember 1992 (Protokoll Seite 49) erklärt hat, er kenne die 
Unterlagen nicht und wünsche deren Ablieferung? 

c) Bezieht sich die o. g. Antwort der Bundesregierung, „daß der 
BStU nach den Vorschriften des StUG den Sicherheitsbehörden 
Akten zur Kenntnis gegeben hat" konkret auf die genannten 
Akten? 

d) Falls ja: wie erklärt die Bundesregierung dann den Widerspruch 
zu der wiedergegebenen Aussage des BStU? 

e) Falls nein; Teüt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß 
diese Auskunft geeignet ist, die Fragesteller/Fragestellerinnen 
irre zu führen und die Glaubwürdigkeit von Aussagen des BStU 
in zweifelhaftes Licht zu rücken? 

f) Wenn nicht mit dieser, mit welcher Intention sonst hat die 
Bundesregierung derart geantwortet? 


Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung trifft die Darstel- 
lung des SPIEGEL Nr. 48/1992 Seite 16 nicht zu. Es gibt daher 
keinen Widerspruch zwischen der Erklärung des BStU in der 
47. Sitzung des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
und Äußerungen der Bundesregierung. 


4. a) Wieviel Stück als Verschlußsache klassifizierter Akten gemäß 
§ 11 Abs. 1 Satz 1 hat der BStU jeweils an Bund und Länder 
herausgegeben? 

b) Wieviel Stück klassifizierter Akten gemäß § 11 Abs. 1 Satz 3 StUG 
hat der BStU an den Bundesminister des Innern herausgegeben? 


a) Der BStU hat an das Bundesministerium des Innern und an die 
zuständigen Landesbehörden nach § 11 Abs. 2 Satz 1 StUG 
sechs als Verschlußsache eingestufte Unterlagen heraus- 
gegeben. 

b) Der BStU hat an das Bundesministerium des Innern als natio- 
nale Sicherheitsbehörde nach § 11 Abs. 2 Satz 3 StUG 88 als 
Verschlußsache eingestufte Unterlagen herausgegeben. 
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5. a) In wie vielen Fällen betreffend welche Personen, Ermittlungsvor- 
gänge etc. sind Akten für jeweils welchen Zeitraum (oder - ent- 
gegen dem StUG: für unbestimmte Zeit) gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 
gesperrt worden? 

b) In wie vielen Fällen wurde dies nicht begründet mit der drohen- 
den Beeinträchtigung eines Strafverfahrens gegen die Per- 
son(engruppe), wegen derer die Unterlagen angelegt worden 
waren, sondern (aus welchen Gründen jeweils?) im Hinblick auf 
ein Strafverfahren gegen Dritte? 

c) In wie vielen Fällen unzumutbarer Beeinträchtigung ist die Sper- 
rung gemäß § 5 Abs. 2 Satz 3 StUG im Einvernehmen mit dem 
BStU erfolgt? 


a) Bei Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts liegen zu 
drei Personen Sperr er klärungen vor (eine Sperre bis zum 
Abschluß der Ermittlungen, in den beiden anderen Fällen 
Sperrfrist ein Jahr), weiter zu zwei Operativvorgängen (Sperre 
jeweils ein Jahr) und zu mehreren Untersuchungsvorgängen 
bzw. Operativakten (Sperre voraussichtlich bis Ende 1993), 

Bei Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft liegen Sperr- 
erklärungen zu sechs Personen (in zwei Fällen Sperre bis März 
1993, in drei Fällen bis August 1993, in einem Fall bis Januar 
1994) vor. 

b) ln fünf Fällen erfolgte die Sperrung im Zusammenhang mit 
Ermittlungsverfahren gegen andere als die Personen, zu denen 
die Unterlagen angelegt worden sind. Gegenstand der Verfah- 
ren ist der Vorwurf der Spionage bzw. der Rechtsbeugung. 

c) Für Sperrerklärungen gemäß § 5 Abs. 2 StUG ist ein Einverneh- 
men mit dem BStU nicht erforderlich. Allerdings wurde auf 
Intervention des BStU in fünf Fällen die Sperre im Einverständ- 
nis mit der Staatsanwaltschaft wegen unzumutbarer Beein- 
trächtigung aufgehoben. 


6. In wie vielen Fällen ist jeweils Nutzungsanträgen gemäß § 25 Abs. 1 
Nr. 1 bzw. Nr. 2, Abs. 2 Nr. 1 bzw. Nr. 2 und Abs. 5 StUG durch Aus- 
kunft, Einsicht, Duplikate oder Herausgabe der Originalakte statt- 
gegeben worden? 


Beim BStU wurden bisher 464 Anfragen gemäß § 25 Abs. 1 StUG, 
63 Anfragen gemäß § 25 Abs. 2 StUG und 5 Anfragen gemäß § 25 
Abs. 5 StUG bearbeitet. Da der BStU die erledigten Anfragen 
nicht statistisch erfaßt, kann nicht festgestellt werden, wie viele 
mit positivem Ergebnis abschließend bearbeitet worden sind. 


7. In wie vielen Fällen ist die ersatzlose Herausgabe gemäß § 25 Abs. 4 
StUG angeordnet worden? 


Eine ersatzlose Herausgabe gemäß § 25 Abs. 4 StUG ist bislang 
nicht angeordnet worden. 
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8, In wie vielen Fällen hat der Bundesminister des Innern eine Erklä- 
rung gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d StUG jeweils im Hinblick 
auf den ersten bzw. zweiten Anstrich dieser Regelung über die 
Pfhcht zur gesonderten Verwahrung („Giftschrank") abgegeben? 


Eine Erklärung gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d StUG ist 
bisher nicht abgegeben worden. Es haben lediglich Gespräche 
mit dem BStU über die allgemeinen Grundsätze für die geson- 
derte Verwahrung stattgefunden. 
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